
Kurzes Positionspapier zur Gründung einer AG „Globalisierung und Migration“ 
So sympathisch die Gründung einer solchen AG ist, so habe ich dennoch ein Bedenken vorzutragen:

Die Gründe für die derzeitigen Flucht- und Migrationsereignisse sind äußerst vielfältig und können eigentlich nur angemessen behandelt werden, wenn man/frau sehr tief in einige Themen einsteigt. 

Das wären z.B. einige wirtschaftliche Themen:

· GAP: die gemeinsame Agrarpolitik der EU

· GES: die Global Europe Strategy, bei der es vor allem um die zukünftige Sicherung des möglichst freien und unbehinderten Zugangs der EU zu Rohstoffen (wo immer die auch lagern mögen) geht.

· Darin eingebettet die WTO+ Strategie der EU, die sich – wie auch auch von den USA verfolgt - dadurch auszeichnet, die WTO-Verhandlungen (auch wenn man formal noch dabei ist) zu umgehen, indem man mit möglichst vielen kleineren Staaten und regionalen Zusammenschlüssen bilaterale Freihandelsabkommen schließt. Im Gegensatz zu der WTO, in der sowohl das Transparenzgebot als auch das Konsensprinzip gelten, können die USA und die EU in solchen bilateralen Gesprächen 1. hinter vorschlossenen Türen verhandeln und 2. ihre wirtschaftliche und politische Macht gegenüber diesen schwächeren Verhandlungspartnern voll ausspielen (teilweise mit Mitteln politischer und wirtschaftlicher Erpressung). Einige diesbezügliche Aktionsfelder der EU: Freihandelsabkommen (FTA) mit Kolumbien, Peru und Ecuador (bereits inkraft), mit Singapur (endverhandelt), mit Japan, mit Südkorea, Europäische „Partnerschafts“-Abkommen (EPAs) mit Staaten Afrikas und des karibischen Raums (mit ganz viel Einsatz politischer Erpressung endverhandelt und bald zur Ratifizierung im EuropaParlament anstehend)

Durch ein weltweit möglichst dichtes Netz von bilateralen Freihandelsabkommen wollen EU und USA weltweit neoliberale Standards setzen und die WTO so schließlich mitvollendeten Tatsachen konfrontieren, die die WTO dann schließlich nur noch nachvollziehen kann. (Ganz ähnlich sieht ihre Strategie in den ultrageheimen TISA-Verhandlungen aus, zu denen bewußt nur richtig gute Freunde zugelassen sind.)

· Die Politik der Internationalen Währungsfonds: das ist Imperialismus und Neokolonialismus pur. Es gibt wohl keinen einzigen Kredit, den der IWF an Länder vergibt, ohne den Regierungen zugleich weitgehende Verzichte auf souveräne Rechte abzuverlangen. Z.B. das Recht, Kapitalflüsse zu regulieren, Im- und Exportzölle zu verhängen, die eigene Wirtschaft durch Subventionsprogramme zu stärken. Einmischung in souveräne Rechte der Kreditnehmerländer sind vor allem der Zwang zu Privatisierungen in der Wasser- und Energieversorgung, dem Gesundheitssystem, dem Erziehungswesen, der Verkehrsinfrastruktur. Zudem hat Merkel bei ihrem Brasilienbesuch letzter Woche Verhandlungen über ein Mecosur-Freihandelsabkommen mit der EU angestoßen.

· Land- und Watergrabbing: Spekulativ und aus Investitionsgründen wird immer mehr Land in Afrika dauerhaft an nicht-afrikanische Käufer vergeben, die dort (wie China und die Golfstaaten) Nahrungsmittel für die Versorgung ihrer eigenen Bevölkerung anbauen, dort auf riesigen Plantagen zumeist gentechnisch veränderte Monokulturen (Baumwolle, Kaffee, Kakau, Reis) für den Weltmarkt oder Biofuel-Getreide für den Energiemarkt anbauen.
 Diese fünf Punkte sind zusammengefasst der Grund dafür, dass kaum ein Land Schwarzafrikas in der Lage ist, seine Bevölkerung aus eigenem Anbau zu ernähren (Ernährungssouveränität), dass nirgends ein verarbeitendes Gewerbe entstanden ist, folglich auch kein Impuls für eine Verbesserung der Schul- und Berufsbildung gesetzt wird und die Staaten schließlich kaum über Steuereinnahmen verfügen und somit immer wieder auf Kredite angewiesen sind. Und das obwohl Afrika eigentlich der an Rohstoffen, landwirtschaftlichen Kapazitäten und Humanressourcen reichste Kontinent der Welt ist. 

Wollen wir uns das wirklich antun, uns in all diese Themen einzuarbeiten? Können wir das überhaupt leisten oder ist das nicht doch eher Aufgabe der BundesAG Finanzmärkte/WTO-Aktive?

Ich will nur einen Punkt herausgreifen: Es ist m.E. aussichtslos, Flucht und Vertreibung zu beenden, ohne den IWF aufzulösen (was das Beste wäre) oder ihn grundlegend neu auszurichten. Im IWF haben fast ausschließlich die USA,17,69 % der Stimmen und die EU, 24,63 %, das Sagen. Soviel zum Thema „Unabhängigkeit“ des IWF. Wie die beiden ihre Einflüsse dort geltend machen, ist wohl eines der am meisten gehüteten Geheimnisse der Welt. Immerhin ist für die EU bekannt, dass sie hierzu wöchentlich in einem sogenannten „133er-Ausschuss“ berät. Was dort beraten und beschlossen wird, erfährt jedoch niemand, auch nicht die Parlamente.
Aber jetzt mal zu grundsätzlicheren Aspekten
Das Schwierigste an der Migrationsproblematik ist m.E., ideologisch und moralisch korrekt Position zu beziehen, ohne den Anschluss an die Politik zu verlieren. 

Meine Lieblingsposition wäre: jede/r Weltenbürger/in hat das Recht an jedem Ort der Welt einen Wohnsitz zu nehmen. Er oder sie ist dort willkommen zu heißen und ist – zumindest für eine Übergangsfrist – mit einem Übergangseinkommen ( wie z.B. unserem ALG II) auszustatten. Jede/r hat zudem Anspruch auf Schul- und Berufsausbildung und direkten Zugang zum Arbeitsmarkt.

Das Ergebnis wäre, dass wir in der EU in der nächsten Dekade wahrscheinlich in keinem Jahr unter zwei Millionen Einwanderern blieben und die Rechtradikalen und Rechtspopulisten schon recht bald sämtliche Regierungen in der EU stellen würden. 

Deshalb ist für mich evident: wer eine eigene Position beziehen will, kommt in der Migrationsdebatte um eine Grenzziehung nicht herum. 

Am sinnvollsten schiene mir die Forderung, „Wirtschaftliche Not“ als Asylgrund anzuerkennen. Das ist in der gegenwärtigen politischen Landschaft zwar auch nicht durchzusetzen, aber das wäre eine Position, bei der man noch weiterhin in den Spiegel schauen kann und die man zugleich auch damit nach außen vertreten kann, dass weltweite Armut (sei es in Afrika oder im Kosovo) weitgehend durch die neoliberale Politik der EU verursacht ist. Damit das nicht auf meine leider völlig unrealistische Lieblingsposition hinausläuft, müssten wir uns nun aber auch auf eine Zahlendiskussion einlassen: Wie viele Wirtschaftseinwanderer soll die EU denn jährlich aufnehmen müssen? 

Was mir sinnvoll und notwendig erscheint, ist das Migrationsthema mit der Forderung nach einem „Recht auf Heimat“ zu verbinden. Hört sich bescheuert an? - Nicht, wenn man dieses „Recht auf Heimat“ politisch ausgestaltet. 

Mal etwas konkreter: Die Menschen, die aktuell bei uns Zuflucht suchen und dabei ihr Leben auf´s Spiel setzten, sind schließlich keine Touristen und sie kommen auch nicht zu uns, weil sie Europa so schön finden. Sie kommen einzig und allein, weil sie aus ihrem eigenen Land vertrieben wurden oder – wohl noch häufiger – weil ihnen ihr eigenes Land keine Zukunfts- und Lebensperpektive bietet. Daraus ließe sich eine eminent wichtige politische Forderung machen: Die Politik der EU und ihrer Mitgliedsstaaten, vor allem ihre Außen-, Wirtschafts- und Handelspolitik, muss immer so ausgerichtet sein, dass die Möglichkeiten der Menschen in den armen Ländern der Welt in ihren Heimatländern ein Leben in Würde, Freiheit und angemessenem Wohlstand zu führen, gefördert und gestärkt wird.“. 

Hört sich vielleicht immer noch bescheuert an. Aber auf einer ähnlichen Grundsatzaussage aufbauend, könnten wir sehr gezielt die hier im ersten Kapitel aufgelisteten Punkte der neoliberalen EU-Politik glaubwürdig attackieren. 

Sinnvoll erschiene mir noch eine Befassung mit den europäischen Emmigrationswellen nach Amerika im 19. Jahrhundert. Dies waren schließlich in erster Linie Wirtschafts- aber auch Religionsflüchtlinge. Habe mich damit mal befasst, das gibt wirklich was her (leider auch das Schicksal der amerikanischen Urbevölkerung befreffend). 

